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M
anchmal ist schiere Quantität 
sehr aussagekräftig. Man nehme 
etwa das Regierungsprogramm 
und zähle, welche Begriffe be-

sonders häufig verwendet werden. Der 
eindeutige Sieger: Österreich! Über 500 
Mal wird darauf Bezug genommen. Das 
ist nicht überraschend, denn Regierun-
gen pflegen sich auf das von ihnen re-
gierte Land einzuschwören – was umso 
mehr bei einer Koalition aus einer kon-
servativen und einer rechtsnationalen 
Partei gilt. 

Wer zu Österreich gehört, ist aller-
dings eine andere Frage. Die Präambel 
beschwört zwar die „individuelle Verant-
wortung [...] gegen jeden Versuch einer 
Diskriminierung oder Spaltung ent-
schlossen aufzutreten“. Sehr im Gegen-
satz dazu setzt das Regierungsprogramm 
aber einen Schwerpunkt auf „wir“ versus 
„die anderen“. Das spiegelt sich hier 
wortreich wider: 46 Mal geht es um Asyl 
oder Migration, also Menschen, die von 
woanders herkommen. Was diese zu tun 
haben, darüber wird kein Zweifel gelas-

sen: Mehr als 60 Mal ist von Integration 
die Rede. Menschenrechte spielen dage-
gen mit neun Erwähnungen eine ziem-
lich untergeordnete Rolle.

Erst recht zum Schattendasein ver-
urteilt ist die Solidarität mit gerade ein-
mal fünf Zählern im Regierungspro-
gramm. Sehr anschaulich zeigt sich das 
an der Mindestsicherung. Dort soll es 
für Asylberechtigte eine deutliche Re-
duktion gegenüber InländerInnen ge-
ben, obwohl der Verfassungsgerichts-
hof eine solche unsachliche Unterschei-
dung gerade wieder als unzulässig aner-
kannt hat.

Trennendes vor Gemeinsames

Auch im Bildungskapitel wird gerne ge-
trennt – und bewertet. So wird schon in 
der Elementarpädagogik (vulgo Kinder-
garten) auf Werte und die verbindliche 
Vermittlung der Verfassungs- und Ge-
sellschaftsordnung gepocht. Wie das bei 
Drei- bis Fünfjährigen sinnvoll erfolgen 
kann, bleibt offen. Klar ist nur, dass es 

ZUG UM ZUG ZU EINER  „DEFEKTEN“ DEMOKRATIE
Die offensichtlich angetragene Schwächung der Gegenmacht und der Medien ist ein 
Mosaikstein von vielen zur Schwächung der Demokratie. Weitere dieser Steine sind 
Verschärfungen im Strafrecht („Sicherheitspaket“, das man eigentlich besser „Verun-
sicherungspaket“ nennen sollte) und aller Voraussicht nach Gegen-Geschenke der 
Politik für Wahlspenden bzw. erfolgreiches Lobbying. Der Tourismussektor wird bei-
spielsweise ohne jede Not und bei hohen Buchungszahlen um rund 120 Millionen 
pro Jahr im Rahmen des Doppelbudgets 2018/2019 entlastet. Bis 2021 ist eine Sen-
kung der Körperschaftssteuer in Milliardenhöhe geplant – ein Schelm, wer sich an 
den Spruch „Wer das Geld hat, macht die Regeln“ erinnert fühlt. Wahrscheinlich ist 
es aus heutiger Sicht zu früh, von einer autokratischen Wende in Österreich zu spre-
chen. Leider aber verdichten sich die Zeichen in diese Richtung.
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